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Zwischen der

Geschäftsleitung der Firma …

und dem

Betriebsrat der Firma …

wird nachfolgende


Freiwillige Betriebsvereinbarung über die Entgelt-Umwandlung
bei Dienst-Fahrrad und Dienst-E-Bike (Pedelec) Leasing


abgeschlossen:


1. Präambel

Umwelt, Gesundheit und Mitarbeitermotivation sind grundlegende Eckpfeiler für die 
Arbeit bzw. für die Mitarbeiter[footnoteRef:1] der ……………. (Firma). Aus diesem Grunde haben sich die Geschäftsleitung und der Betriebsrat entschieden, den Mitarbeitern die Möglichkeit zu geben, über die Entgeltumwandlung Dienst-Fahrräder oder Dienst-E-Bikes (Pedelecs) – im                 Folgenden: „Fahrzeug“ – zu leasen. [1:  Aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird im Folgendem nur die männliche Form verwendet. Es sind hierbei stets alle 
Geschlechter gleichermaßen gemeint.
] 



2. Geltungsbereich

Grundsätzlich gilt diese Regelung für alle Mitarbeiter der ……………. (Firma). 
Ausgenommen sind folgende Mitarbeitergruppen:

· Auszubildende
· Praktikanten
· befristet Beschäftigte 
· geringfügig Beschäftigte
· Unbefristete Mitarbeiter vor Ablauf der Probezeit
· Mitarbeiter in Privatinsolvenz oder deren Arbeitseinkommen gepfändet ist
· Beschäftigte vor Renteneintritt (Restlaufzeit des Arbeitsvertrags weniger als drei Jahre)
· Beschäftigte in einem ruhenden Arbeitsverhältnis
· Beschäftigte in einem gekündigten Arbeitsverhältnis
· Mitarbeiter in Altersteilzeit oder die Altersteilzeit beantragt haben


3. Leistungs-Beschreibung

Pedelec (E-Bikes) steht für Pedal Electric Cycle und bezeichnet ein Fahrrad, das mit 
Muskelkraft und einem unterstützenden Elektromotor betrieben wird. Der Motor schaltet sich allerdings nur zu, wenn die Pedale getreten werden. Die Unterstützung des Motors darf 
maximal bei 250 Watt liegen und die Geschwindigkeit muss auf 25 km/h begrenzt sein. Diese Bedingungen haben rechtliche Hintergründe: Nur unter diesen Voraussetzungen ist ein 
Pedelec einem Fahrrad gleichgestellt und ist nicht extra versicherungspflichtig. 

Fahrrad: Ein Fahrzeug mit mindestens zwei Rädern, das ausschließlich durch die Muskel-kraft auf ihm befindlicher Personen mit Hilfe von Pedalen oder Handkurbeln (ohne unterstützenden Elektromotor) angetrieben wird.

Es ist möglich, Pedelecs bzw. Fahrräder in einer Preisspanne von … Euro bis … Euro 
(Listenpreis) pro Pedelec/Fahrrad zu leasen. 

Pro Mitarbeiter sind / ist maximal X Dienstfahrrad / Dienstfahrräder zulässig.


4. Zubehör und Sonderausstattung

Zubehör und Sonderausstattung können in die Nutzungsüberlassung aufgenommen werden, sofern diese fest mit dem Fahrzeug verbunden sind (Ausnahme: Sicherheitsschloss). Die in diesem Fall entstehenden Zuzahlungen erhöhen die zu zahlende monatliche Gesamtleasingrate (Nutzungsentgelt). 

Während der Nutzungszeit sind ausschließlich der Anbau oder Tausch von Sattel, Lenkergriff, Pedalen, Klingel, Rückspiegel und / oder Tacho, die mindestens mit der Erstausstattung gleichwertig oder im Vergleich höherwertig sind, zulässig. Nachträglich erworbenes Zubehör kann nach Bestellung und Übernahme des Fahrzeugs nicht mehr in die monatliche Gesamtrate eingerechnet werden. 

Es ist verpflichtend, jedes Fahrzeug mit einem hochwertigen Schloss auszustatten, um es an einen festen Gegenstand anschließen zu können. Das Schloss kann in die Gesamtleasingrate 
einbezogen werden. 

Im Fall gesetzlicher oder behördlicher Vorschriften zu Veränderungen am Dienstfahrrad ist die vorherige, schriftliche Zustimmung des Vertragspartners einzuholen. Eine Sicherungsübereignung sowie die Abtretung von Unfallansprüchen sind ausgeschlossen.


5. Vertragspartner

Vertragspartner für das Fahrzeug-Leasing ist die …... Fahrzeuge können nur bei diesem Vertragspartner und nur wie unter Punkt 3 beschrieben geleast werden.


6. Entgeltumwandlung/Leasing

Der Mitarbeiter kann das Leasing finanzieren, indem er auf einen Teil seines Bruttoentgelts 
verzichtet, und zwar in der Höhe der monatlichen Leasingrate für das Fahrzeug und der Kosten der in diesem Rahmen abzuschließenden Versicherung. Im Gegenzug überlässt der Arbeitgeber in diesem Leasingzeitraum dem Mitarbeiter das ausgewählte Fahrzeug. Da es sich bei einem überlassenen Fahrzeug um einen Sachlohn handelt, muss der Mitarbeiter das Fahrzeug derzeit mit 1% eines Viertels (entspricht 0,25 Prozent) der auf volle hundert Euro abgerundeten unverbindlichen Preisempfehlung des Herstellers/Importeurs/Großhändlers im Zeitpunkt der Inbetriebnahme, zuzüglich Umsatzsteuer versteuern. Die Versteuerung erfolgt nach den jeweils geltenden gesetzlichen Regelungen.

Die Betriebsparteien sind sich darüber einig, dass zur Entgeltumwandlung nur tarifliches Entgelt bis maximal 150,00 Euro pro Monat sowie Bestandteile der übertariflichen Zulagen verwendet werden können. Die monatliche Leasingrate darf das Gesamtvolumen 
dieser Bestandteile nicht überschreiten.



Besteht beim Mitarbeiter außer dieser Entgeltumwandlung auch eine Entgeltumwandlung in die betriebliche Altersvorsorge gilt bei der Begleichung der Beiträge 
aus der Entgeltabrechnung immer die Regel, dass zuerst die Beiträge zur Betrieblichen 
Altersvorsorge beglichen werden.

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Entgeltumwandlung zu einer Reduzierung des sozialversicherungspflichtigen Entgelts führen kann. Damit verbunden sind geringere Leistungen aus den Sozialkassen. 


7. Überlassung von Leasingfahrzeugen an Partner von Mitarbeitern

Es besteht die Möglichkeit, dass ein Mitarbeiter für sich und seinen Partner (Ehepartner, Lebensgefährte) jeweils ein Fahrzeug least. Dabei gilt die Obergrenze, wie in Ziffer 3 beschrieben, insgesamt. 

Im Rahmen der Entgeltumwandlung kann nach den jeweils geltenden steuerrechtlichen                Bestimmungen die in Ziff. 6 genannte steuerliche Regelung auch auf die etwaige Überlassung von Leasingfahrzeugen an Partner der entgeltumwandelnden Mitarbeiter angewendet werden. 


8. Leasinglaufzeit

Die Leasinglaufzeit beträgt 36 Monate. Abweichende Laufzeiten sind nicht möglich.


9. Nutzungsregelungen 

Bei der Benutzung des Fahrzeugs sind die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften (insbesondere Straßenverkehrsgesetz, Straßenverkehrsordnung, Straßenverkehrszulassungsordnung, etc.) zu beachten.  

Der Mitarbeiter hat dafür Sorge zu tragen, dass das Fahrzeug stets in betriebs- und verkehrssicherem Zustand (Reifen, Lenkung, Bremsen, Beleuchtung etc.) erhalten wird und die vorgeschriebenen technischen Prüfungen fristgerecht veranlasst werden. Im Interesse der Werterhaltung des Dienstfahrrades hat er ferner dafür zu sorgen, dass das Dienstfahrrad sachgemäß und schonend behandelt und gepflegt wird sowie die vom Hersteller vorgeschriebenen und empfohlenen Wartungsdienste pünktlich bei einem autorisierten Händler durchgeführt werden. Vor Antritt jeder Fahrt hat sich der Mitarbeiter eigenverantwortlich vom verkehrs- und betriebssicheren Zustand des Dienstfahrrades zu überzeugen.

Für die Wartung, Pflege, Reparatur und Instandhaltung des Fahrzeugs ist der Mitarbeiter 
verantwortlich. Die Kosten hierfür trägt der Mitarbeiter. Der Mitarbeiter ist verpflichtet, jährlich die Unfallverhütungsvorschrift-Durchsicht (UVV) beim Fachhändler durchführen zu lassen. Die 
Kosten hierfür, einschließlich sämtlicher verschleißbedingter Reparaturkosten, trägt der Mitarbeiter, soweit Versicherungsschutz nicht besteht. 

Eine Nichteinhaltung der UVV-Pflichten gilt als grob fahrlässig. Der Arbeitgeber behält sich in diesen Fällen vor, den Mitarbeiter in Regress zu nehmen.

Unabhängig von einer gesetzlichen Helmpflicht wird das Tragen eines geeigneten Helms 
empfohlen.

Gebührenpflichtige Verwarnungen, Bußgelder sowie sonstige Strafen hat der Mitarbeiter bzw. die Fahrer/Fahrerinnen vollständig selbst zu tragen; eine etwaige Rechtsverteidigung obliegt dem Mitarbeiter.


Das Fahrzeug darf nicht vermietet, verliehen, verschenkt, veräußert oder über den in Ziff. 4 Abs. 2 geregelten Umfang hinaus umgebaut werden. 

Das Fahrzeug kann im Inland, im EU-Ausland und der Schweiz uneingeschränkt privat genutzt werden. 


10. Haftung

Der Mitarbeiter haftet für alle Schäden, die durch oder mit dem Dienstrad Dritten zugefügt werden. Der Mitarbeiter hat selbst für ausreichenden privaten Haftpflichtversicherungsschutz zu sorgen. 

Optional: Der Arbeitgeber schließt grundsätzlich jedes Dienstfahrradleasing inklusive eines Rundum-Schutzes ab. Die daraus entstehenden Leistungen lässt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern zugutekommen.

Der Rundum-Schutz umfasst folgende Leistungen (ergänzen/anpassen auf den Einzelfall):

· Diebstahl und Raub (auch von Teilen)
· Ungeschicklichkeit oder Vorsatz Dritter
· Bedienungs-, Material- oder Ausführungsfehler
· Überspannung, Induktion, Kurzschluss
· Brand, Blitzschlag, Explosion
· Sturm, Frost, Erdbeben, Überschwemmung
· Schäden am Akku und Motor 

Die detaillierten Versicherungsbedingen sind Bestandteil des Leasingvertrages. Verschuldet der Mitarbeiter einen Unfall, muss er die nicht durch den Rundum-Schutz abgedeckten Reparaturkosten (10% bis maximal X € Brutto je Schadenfall) grundsätzlich selbst tragen. Der Mitarbeiter haftet für alle Schäden, die wegen seines Verhaltens vom Rundum-Schutz nicht gedeckt sind (z.B. wegen Trunkenheit etc.) in voller Höhe. Die Mitarbeiter haften für Schäden am Dienstfahrrad, die durch gewaltsame oder unsachgemäße Behandlung entstehen. Die Schadensabwicklung erfolgt direkt bei dem Fachhändler, mit dem die Vertragsbeziehungen bestehen. 

Bei Unfallschäden oder im Falle einer Entwendung, Beschädigung oder eines Verlustes des Dienstfahrrades ist der Mitarbeiter – ohne Rücksicht auf die sich zunächst ergebende Schuldbeurteilung und evtl. strafrechtliche Konsequenzen – verpflichtet, die Polizei zur Protokollierung des Schadensfalles hinzuziehen und den Fachhändler und die Abteilung Personal zu informieren. Abtretungserklärungen an Werkstätten sowie Schuldanerkenntnisse dürfen auf keinen Fall abgegeben werden.

Optional: Im Rahmen eines versicherten Schadenfalles werden zur Aufrechterhaltung der Mobilität folgende Leistungen bis zu X € jährlich übernommen:

• Kosten für den Rücktransport (Dienstfahrrad und Mitarbeiter) zum Ausgangsort bei Verlust der Betriebssicherheit bis zu X €

• Kosten für ein Leihrad ab dem 2. Tag. Maximal X € pro Tag, maximal X € pro Schadenereignis







11. Überlassungsvertrag (Anlage[footnoteRef:2]) [2:  Die Anlage wird üblicherweise vom Vertragspartner zur Verfügung gestellt.] 


Zwischen dem Arbeitgeber und dem Mitarbeiter wird ein Überlassungsvertrag abgeschlossen. Er regelt folgende Punkte:

· Spezifikation des Dienstfahrzeugs (Fahrrad oder Pedelec)
· Versicherung (wie ist das Fahrzeug versichert / über wen)
· Service (wer ist verantwortlich für die Durchführung / Kosten)
· Finanzielles (Leasingrate, Versicherungsrate, Servicekosten, Restwert)
· Geldwerter Vorteil 
· Entgeltumwandlung und Versteuerung
· Verantwortung für Kosten, kaufrechtliche Ansprüche
· Nutzung / Pfleglicher Umgang
· Haftung
· Folgen, falls der Mitarbeiter das Unternehmen verlässt / Rate nicht gezahlt wird

Die Bestimmungen dieser Betriebsvereinbarung gehen denen des Überlassungsvertrages vor. Soweit diese Betriebsvereinbarung nichts Abweichendes regelt, gelten die Bestimmungen des Überlassungsvertrages.


12. Ablauf

Schritt 1:	Der Mitarbeiter sucht sich beim Vertragspartner sein Pedelec bzw. sein Fahrrad aus.

Schritt 2:	Der Mitarbeiter erhält vom Vertragspartner ein Leasing-Angebot bzw. einen Leasingvertrag und eine Berechnung über die persönliche Ersparnis.

Schritt 3:	Der Mitarbeiter legt den Leasingvertrag beim Arbeitgeber (Personalabteilung) vor und lässt diesen unterschreiben. Gleichzeitig wird zwischen dem
Arbeitgeber und dem Mitarbeiter ein Überlassungsvertrag (siehe Anlage) 
abgeschlossen. Der Arbeitgeber behält sich vor, einer Fahrzeugbestellung im 
Einzelfall nicht zuzustimmen, soweit sachliche Gründe hierfür gegeben sind. 


13. Unterbrechung der Gehaltszahlung

Sollte bei fortbestehendem Arbeitsverhältnis kein Anspruch auf Gehaltszahlung bestehen (z.B. wegen langandauernder Arbeitsunfähigkeit, Elternzeit, Sabbatical etc.) ist der Mitarbeiter verpflichtet, währenddessen die monatliche Gesamtleasingrate zu zahlen. Zugleich entfallen die steuerlichen und sozialversicherungsrechtlichen Vorteile der Dienstradüberlassung für diesen Zeitraum.


14. Ende des Nutzungszeitraums 

14.1 Reguläres Ende des Nutzungszeitraums

Nach Ablauf des regulären Nutzungszeitraums gem. Ziff. 8 kann ein Angebot des Vertragspartners zur Übernahme des Fahrzeugs erfolgen. Die Übereignung des Fahrzeugs an den Mitarbeiter zu einem vergünstigten Preis kann zu einem beim Mitarbeiter zu versteuernden geldwerten Vorteil führen. Es besteht kein Rechtsanspruch gegenüber dem Anbieter, dem Vertragspartner und dem Arbeitgeber, dass das Dienstrad nach Ende der Leasinglaufzeit vom Mitarbeiter übernommen werden kann. 



Im Übrigen ist der Mitarbeiter verpflichtet, das Dienstrad mit allen dazugehörigen Unterlagen und Zubehörteilen zur Rückgabe auf eigene Kosten und Gefahr unverzüglich an eine vom Anbieter übermittelte Adresse in Deutschland in einem ordnungsgemäßen, mangelfreien, 
gewarteten und funktionstüchtigen Zustand sowie gegebenenfalls transportversichert zu 
übergeben. Etwaige Kosten unter anderem zur Wiederherstellung dieses Zustands trägt der Mitarbeiter. 

Optional: Über den Zustand des Dienstfahrrades erstellt der Händler zusammen mit dem Mitarbeiter ein gemeinsames Protokoll, in dem alle am Dienstfahrrad festgestellten technischen und optischen Schäden aufgezeichnet sind. Das Protokoll ist von den Mitarbeitern zu unterzeichnen und wird an die Abteilung Personal weitergeleitet.

Wird das Fahrzeug nicht termingerecht zurückgegeben, wird dem Mitarbeiter für jeden überschrittenen Tag der Nutzung als Grundbetrag 1/30 der für die Mietzeit vereinbarten monatlichen Leasingrate und die durch die Rückgabeverzögerung verursachten Kosten berechnet.


14.2 Vorzeitiges Ende des Nutzungszeitraums

Die Laufzeit des Leasingvertrages beträgt 36 Monate. Grundsätzlich ist die Gebrauchsüberlassung an das bestehende Arbeitsverhältnis gebunden und endet automatisch mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses.

[bookmark: _Hlk126670013]Wird das Arbeitsverhältnis aus vom Mitarbeiter zu vertretenden Gründen (Eigenkündigung, verhaltensbedingte Arbeitgeberkündigung, fristlose Kündigung oder Aufhebungsvertrag) vorzeitig beendet, so hat dieser das Fahrzeug entsprechend der Ziff. 14.1 zurückzugeben. Der Mitarbeiter ist in diesem Fall verpflichtet, dem Arbeitgeber den Schaden zu ersetzen, der sich aus der vorzeitigen Beendigung des Überlassungsvertrages und/oder des Leasingvertrages ergibt. Dies gilt nicht, wenn das Dienstrad von einem anderen Mitarbeiter des Arbeitgebers für die Restlaufzeit zu den bestehenden Konditionen übernommen werden kann.

Endet das Arbeitsverhältnis aus Gründen, die der Mitarbeiter nicht zu vertreten hat (betriebsbedingte Gründe und sonstige Gründe, die der Arbeitgeber zu vertreten hat), so muss der Mitarbeiter das Fahrzeug an den Arbeitgeber herausgeben und der Arbeitgeber trägt die weiteren Leasingraten. Dies gilt entsprechend im Todesfall.

Optional (in Abhängigkeit vom Leasingvertrag mit dem Vertragspartner):

In Betracht kommen zudem, unabhängig davon aus welchen Gründen das Arbeitsverhältnis endet, nach Wahl des Mitarbeiters:

· Käuflicher Erwerb des Dienstrades zum Ablösewert des Vertragspartners (Restleasingraten und Restwert) gegebenenfalls zuzüglich Abstandzahlung für die vorzeitige Vertragsbeendigung, soweit der Vertragspartner dem zustimmt. Die Abstandszahlung ist vom Mitarbeiter zu tragen.

· Übertragung des Leasingvertrages auf den Mitarbeiter oder einen anderen Arbeitgeber, wenn der Vertragspartner und ggf. der neue Arbeitgeber dem zustimmen.









15. Regressansprüche

Der Arbeitgeber behält sich vor, bei Nichtbefolgung der in dieser Betriebsvereinbarung genannten Maßnahmen und Erfordernisse sowie bei Missbrauch die Mitarbeiter von der Nutzung des Dienstfahrrades mit sofortiger Wirkung auszuschließen. Verletzt der Mitarbeiter die ihm auferlegte Sorgfaltspflicht oder handelt er grob fahrlässig, indem er aufgeführte Vorschriften nicht beachtet, so kann er zum Ersatz der daraus entstehenden Schäden herangezogen werden.


16. Einwilligung nach Art. 6 DSGVO

Der Mitarbeiter willigt ein, dass personenbezogene Daten für den Zweck der Erfüllung und Abwicklung des Leasingvertrages mit dem Vertragspartner von diesem, sowie durch den Arbeitgeber verarbeitet und genutzt werden. 


17. Schlussbestimmungen

Diese Betriebsvereinbarung tritt am ………. in Kraft und kann mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende, frühestens jedoch zum …………., gekündigt werden. 

Nach Ausspruch der Kündigung können keine neuen Verträge abgeschlossen werden. Bereits abgeschlossene Verträge werden bis zum Leasingvertragsende fortgeführt.

Der Arbeitgeber ist berechtigt, rechtliche sowie steuer- und sozialversicherungsrechtliche 
Änderungen mit finanziellen Auswirkungen auf den Mitarbeiter auch während der Fahrzeugnutzung umzusetzen. 
[bookmark: _Hlk126331607]
Sollte die Betriebsvereinbarung in Teilen unwirksam sein, verpflichten sich die Parteien, sie so anzupassen, dass das damit verfolgte Ziel im Rahmen des gesetzlich Zulässigen so weit wie möglich erreicht wird.



………………… (Ort), ………………. (Datum) 
[bookmark: _Hlk126331716]

Geschäftsleitung 



_________________________	___________________________________
Datum	Unterschrift Geschäftsleitung 


Betriebsrat 



_________________________	___________________________________
Datum	Unterschrift Betriebsrat  
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